
 
 
 

ERBRECHT, PFLICHTTEILSANSPRÜCHE UND TESTAMENTE  
 
 
Unsere Rechtsanwaltskanzlei ist regelmäßig mit erbrechtlichen Angelegenheiten betraut. Ge-
rade aufgrund der Erbrechtsreform und auch der neuen Rechtsprechung des Obersten Ge-
richtshofes zur Formgültigkeit von Testamenten gibt es im Bereich Erbrecht und Verlassen-
schaften neue und juristische interessante Themen.  
 
Der Oberste Gerichtshof hat sich in seiner Entscheidung vom 19.09.2019 damit beschäftigt, ob 
eine Pflichtteilsklage vor einem Jahr nach dem Ableben des Erblassers/der Erblasserin bereits 
bei Gericht eingereicht werden kann.  
 
In § 765 Abs. 2 ABGB wird seit der Erbrechtsreform festgehalten, dass die Geldzahlungspflicht 
des Erben auf ein Jahr nach dem Tod des Erblassers aufgeschoben werden soll. 
 
Der Oberste Gerichtshof hat nunmehr entschieden, dass dieser Aufschub nicht die Einleitung 
eines Pflichtteilsprozesses betrifft.  
 
Die Einbringung einer Pflichtteilsklage darf somit vor Ablauf des Jahres bei Gericht eingereicht 
werden.  
 
Wenn der Erblasser eine Liegenschaft im Gegenzug zur Einräumung eines Wohnrechtes oder 
Fruchtgenussrechtes einer pflichtteilsberechtigten Person übergeben hat, stellt sich die Frage, 
welchen Wert dieses mit dem Wohnrecht belastete Geschenk hat.  
 
Bei der Bewertung des Wohnrechtes oder Fruchtgenussrechtes ist grundsätzlich von einer ex 
ante Betrachtung auszugehen. 
 
Das heißt, dass üblicherweise die fiktive allgemeine Lebenserwartung des Erblassers und Ge-
schenkgebers heranzuziehen ist.  
 
Nach der Literatur ist jedoch der Umstand bei der Bewertung zu berücksichtigen, wenn der 
Geschenkgeber zum Zeitpunkt der Übergabe bereits schwer erkrankt ist oder eine geringere 
Lebenserwartung hat.  
 



Diese geringere Lebenserwartung erhöht den Wert des Geschenkes und letzten Endes auch die 
Pflichtteilsansprüche des übergangenen Erben. 
 
Als Rechtsexperten im Bereich Erb- und Pflichtteilsrecht und Abwicklung von Verlassenschaf-
ten im Rahmen der schriftlichen Abhandlungspflege beraten wir Sie gerne zu diesen Angele-
genheiten.  
 
 
 
 
 
Dornbirn, am 16.03.2020   RA Dr. Stefan Denifl  
 


